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Von Ralph Wißgott

Vorsicht ist geboten, wenn Mit-
arbeitern Fahrzeuge zur privaten 
Nutzung zur Verfügung gestellt 
werden. Das kann ein Fass ohne 
Boden für den Pflegedienst sein.

Hambühren. Viele Pflegedienste 
stellen ihren Mitarbeitern Dienst-
fahrzeuge auch zur privaten Nut-
zung zur Verfügung oder denken 
darüber nach, es 
zukünftig zu tun. 
Das ist jedoch für 
das Unternehmen 
nicht ohne finan-
zielles Risiko. Der 
Arbeitnehmer, so 
will es der Gesetz-
geber, hat jeden 
Monat ein Prozent 
vom Listenneu-
preis inklusive der 
Mehrwertsteuer 
zu versteuern und 
Sozialversicherungsabgaben dar-
auf zu entrichten. Hinzu kommen 
nochmals 0,03 Prozent vom Brut-
tolistenneupreis für den Entfer-
nungskilometer (einfache Strecke) 
von der Wohnung des Arbeitneh-
mers zum Sitz des Pflegedienstes. 
Die Fahrten von und zur Arbeits-
stätte gelten als Privatfahrt. Viele 
Verantwortliche in Pflegediensten 
denken, dass diese prozentualen 
Anteile auf den Bruttolohn aufge-
schlagen werden müssen. Dieses 
käme dann effektiv einer mitun-

ter erheblichen Gehaltserhöhung 
gleich.

Beispiel: Das regelmäßige 
Bruttoarbeitsentgelt der ambulant 
tätigen Pflegekraft beträgt 1  800 
Euro. Der Listenneupreis des von 
ihr genutzten Dienstwagens be-
trägt 12  000 Euro. Dann würde 
das neue Monatsbrutto, bei Auf-
schlag von einem Prozentpunkt, 
1 920 Euro betragen. Das entsprä-

che nun einer Gehaltserhöhung 
von 6,7 Prozent und damit einer 
deutlichen Mehrbelastung für den 
Arbeitgeber, der ja zudem den 
Arbeitgeberanteil zur Sozialversi-
cherung auch für die zusätzlichen 
120 Euro Bruttolohn zu entrichten 
hat. Effektiv beträgt die Mehrbe-
lastung also deutlich mehr als 120 
Euro monatlich.

Was viele Arbeitgeber nicht 
wissen ist, dass dieser sogenann-
te Kfz-Sachbezug auch aus dem 
derzeitigen Bruttogehalt eines Ar-
beitnehmers umgewandelt wer-

den kann. Das bedeutet, die 120 
Euro aus dem Beispiel müssten 
nicht aufgeschlagen werden son-
dern von den 1  800 Euro werden 
nun 120 Euro in den Kfz-Sachbe-
zug umgewandelt. Das Brutto-
gehalt des Arbeitnehmers ändert 
sich somit nicht. Im Gegenzug 
reduziert sich das Nettogehalt 
des Arbeitnehmers exakt um den 
Betrag des Sachbezugs. Das gilt 

selbstverständ-
lich auch im Fal-
le eines Gehalts-
a u f s c h l a g e s . 
Aber Achtung: 
Dieser Nettoab-
zug stellt für das 
Unternehmen ei-
nen steuerpflich-
tigen Ertrag dar, 
er wird zum Um-
satz und Gewinn 
hinzugerechnet.

Grundsätzlich 
sollte jeder Arbeitgeber wohl über-
legen, ob er Mitarbeitern einen 
Dienstwagen zur Privatnutzung 
zur Verfügung stellen möchte.Der 
Vorteil liegt beim Arbeitnehmer. 
Dieser könnte niemals für diese 
120 Euro zzgl. 0,03 Prozent einen 
gleichwertiges Fahrzeug unterhal-
ten. Denn alle mit dem Fahrzeug 
verbundenen Kosten (Wertverlust, 
Treibstoff, Wartung, Reparaturen, 
Steuern, Versicherung etc.) trägt 
der Arbeitgeber. Monatliche Kos-
ten für ein solches Fahrzeug be-
tragen 500 Euro und mehr.

Pflegedienste sollten genau 
überlegen, ob und wenn ja wel-
chen Mitarbeitern sie einen sol-
chen Vorteil angedeihen lassen 
möchten. Wenn Mitarbeitern ge-
gen Sachbezug die Privatnutzung 
erlaubt wird, steht das Fahrzeug 
auch außerhalb der Dienstzeiten 
des Mitarbeiters dem Pflegedienst 
nicht zur Verfügung. Es macht 
jedoch Sinn, dass ein Dienstfahr-
zeug nicht nur eine Tour am Tag 
fährt. Ein stehendes Dienstfahr-
zeug bindet zuviel Kapital und der 
Pflegedienst ist gezwungen, weit 
mehr Fahrzeuge anzuschaffen 
und einzusetzen, als das ohne Pri-
vatnutzung notwendig wäre.

Wenn überhaupt, sollte nur 
Führungsmitarbeitern in Voll-
zeitbeschäftigung ein solches 
„Geschenk“ gemacht werden und 
grundsätzlich sollte ein Teil des 
Bruttogehalts in den Sachbezug, 
wie oben beschrieben, umgewan-
delt werden. Ferner besteht die 
Möglichkeit für den Arbeitgeber 
die Privatnutzung einzuschrän-
ken. So können maximale Kilo-
metergrenzen gesetzt und Fahr-
ten ins Ausland oder durch andere 
Fahrer als den Mitarbeiter ausge-
schlossen werden.
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Privat genutzte Dienstfahrzeuge im Pflegedienst

„Geschenke“ sollten gut überlegt sein

„Grundsätzlich gilt: 
Ein Teil des Bruttoge-
halts in den Sachbe-

zug umwandeln“
Ralph Wißgott
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Berlin. Die Bundesregierung will 
die im Familienleistungsgesetz 
(Bundestagsdrucksache 16/10809) 
geplante Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistun-
gen strikt auf die Arbeitskosten 
beschränken. Das geht aus der 
Gegenäußerung der Bundesre-
gierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates zum Familienleis-
tungsgesetz hervor. Nach dem 
Gesetzentwurf sollen haushalts-
nahe Dienstleistungen in Höhe 
von 20 Prozent bis zu einem 
Höchstbetrag von 20 000 Euro pro 
Jahr steuerlich geltend gemacht 
werden können. Der Bundesrat 
hatte darauf hingewiesen, dass 
nach der bisherigen Formulie-
rung zum Beispiel die vollständige 
Leistung eines Partyservices ein-
schließlich der Waren steuerlich 
relevant sei. Bei Pflegeleistungen 
gelte dies auch für die Lieferung 
von Stützstrümpfen oder eines 
Pflegebettes. Ein Grund dafür sei 
nicht ersichtlich, denn es gehe 
darum, die Inanspruchnahme von 
Arbeitsleistungen zu fördern, um 
Beschäftigungsanreize zu setzen. 
Die Bundesregierung stimmte 
diesem Vorschlag zu und kündigt 
an, eine überarbeitete Fassung 
vorzulegen.

Die Bundessteuerberaterkam-
mer bewertet den Gesetzentwurf 
als „eher nachteilig“: Grund ist 
der geplante Wegfall des § 33a 
Abs. 3 Einkommenssteuergesetz. 
Danach können bisher für die Be-
schäftigung einer Hilfe im Haus-
halt oder für eine Heimunterbrin-
gung 624 Euro im Kalenderjahr 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen werden. Ist die Hilfe in 
Anspruch nehmende Person hilf-
los oder schwer behindert, steigt 
der Betrag auf 924 Euro. Von dem 
neuen Recht können nach Ansicht 
der Steuerberater in erster Linie 
sozialversicherungspflichtige 
haushaltsnahe Beschäftigungs-
verhältnisse profitieren. Diese 
dürften jedoch im Vergleich zu 
geringfügigen Beschäftigungen 
und der Inanspruchnahme von 
haushaltsnahen Dienstleistungen 
durch gewerbliche Anbieter nur 
einen sehr geringen Anteil ausma-
chen.� //

Familienleistungsgesetz

Absetzbar nur 
Arbeitskosten

Berlin. Im Bereich der enteralen Er-
nährung gab es in der letzten Zeit 
Veränderungen durch den Gesetz-
geber, bei denen es für Patienten, 
Betroffene und Profis in der Versor-
gung schwierig ist, den Überblick 
zu behalten. Aus diesem Grund hat 
der Bundesverband Medizintechno-
logie (BVMed) ein neues Merkblatt 
„Information zu den Änderungen 
im Bereich enterale Ernährung“ he-
rausgegeben. Das Infoblatt kann im 
Internet unter www.bvmed.de (Pu-

blikationen – Infokarten) kostenlos 
heruntergeladen werden. 

Zum 1. Januar 2009 tritt im Be-
reich der enteralen Ernährung eine 
Neuregelung in Kraft, die im Sozi-
algesetzbuch durch Paragraph 31 
Absatz 5 festgehalten ist. Dem-
nach haben Versicherte Anspruch 
auf bilanzierte Diäten zur entera-
len Ernährung, wenn eine diäteti-
sche Intervention mit bilanzierten 
Diäten medizinisch notwendig, 
zweckmäßig und wirtschaftlich 

ist. Dies trifft nach der Geset-
zesbegründung auf Versicherte 
zu, die an angeborenen, seltenen 
Stoff-wechseldefekten oder ande-
ren diätpflichtigen Erkrankungen 
leiden oder die eine eingeschränk-
te und fehlende Fähigkeit zur aus-
reichenden Ernährung haben. Die 
Voraussetzungen, unter welchen 
bilanzierte Diäten zur enteralen 
Ernährung vom Vertragsarzt ver-
ordnet werden können, legt der 
Gemeinsame Bundesausschuss in 

den Richtlinien fest. Zur Sicher-
stellung der Patientenversorgung 
gilt bis zur Veröffentlichung der 
neuen Zusammenstellung verord-
nungsfähiger Produkte weiterhin 
die derzeit gültige Fassung der 
Arzneimittelrichtlinie Kapitel E.� //

Information
Im BVMed-Portal unter 
www.bvmed.de (Themen
Hilfsmittel).

Gesetzliche Änderung bei enteraler Ernährung zum 1. Januar 2009

BVMed-Infoblatt listet die wesentlichen Änderungen auf


